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Jnhalt: 

Die Thätigkeit der kek, Bergbehörden auf dem Gebiete der Berg 
polizei und der Ueberwachung der Arbeiterverhältniſſe im 
Jahre 1895. Nach dem officiellen Berichte von Dr. Moriz Caspaar. 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Für die den Gemeinden gebührende Vergütung für die Erhaltung der ge— 
pflaſterten Durchfahrtsſtrecken der ärariſchen Straßen kommen (nad) dem 


Maßſtabe des Aufwandes für einen blos chauſſeemäßigen Zuſtand in der 


Art der anſtoßenden offenen Staatsſtraßen) nur die Koſten der eigentlichen 
Straßenerhaltung, nicht auch die Koſten der ſonſtigen Straßenverwaltung 
überhaupt zu veranſchlagen. 

Die Wiederherſtellung eines wegen ſeines Zweckes aufgelösten Vereines iſt nicht 
zuläſſig, daher die Unterſagung der Bildung eines eine derartige Wieder⸗ 
herſtellung bezielenden Vereines gerechtfertigt. — Das Vorhaben der Wieder⸗ 
herſtellung wird als vorhanden erachtet, wenn in Rückſicht auf die Iden⸗ 
tität der Statuten, das Eingreifen derſelben Perſonen und auf geoffenbarte 


Abſichten kein Zweifel darüber obwalten kann, daß der neu zu bildende 


Verein dieſelben Tendenzen verfolgen ſollte, wie der aufgelöste Verein. 
Die Ausweiſe der Arbeiter⸗Unfallverſicherungsanſtalt über Beitragsrückſtände 
ſind als von einer nicht öffentlichen Behörde ausgehend nicht ſofort vollziehbar. 
Literatur. 
Notiz. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Thätigkeit der k. k. Vergbehärden auf dem 
Gebiete der Vergpolizei und der Ueberwachung 
der Arbeiterverhältniſſe im Jahre 1895.“ 
Nach dem ofſiciellen Berichte von Dr. Moriz Caspaar. 


Kein Gebiet der öffentlichen Verwaltung bildet für ſich ein ge— 
ſchloſſenes Ganzes. Alle greifen vielmehr in einander über und ſind in 
ihrer Wirkſamkeit von einander abhängig. 

So kann auch die Thätigkeit der Bergbehörden nur in Verbindung 
mit der übrigen Staatsverwaltung eine gedeihliche ſein, wenn auch die 
Bergpolizei im engeren Sinne als die Ueberwachung des Bergbaubetriebes 
in ihrer Eigenart ein abgefendertes Gebiet darſtellt. Dies bietet uns 
auch Veranlaſſung, die Berichte über die Thätigkeit der Bergbehörden an 
dieſer Stelle zu beſprechen. 

2 Die Aufgabe der Bergbehörden zerfällt im Weſentlichen in zwei 
Theile: die Ueberwachung des Bergbaubetriebes rückſichtlich der Sicher- 
heit von Perſonen und Eigenthum unter und ober Tags, weiters die 
Beaufſichtigung der Bergarbeiterverhältniſſe. Das erſtgenannte Gebiet hat 


in der Beobachtung der Rückwirkung des Bergbaubetriebes auf die Erd⸗ 


oberfläche viele Beziehungen zur öffentlichen Verwaltung, in den ober— 
lügigen Anlagen ſowohl wie in der durch den Bergbaubetrieb in ver— 
ſchiedenem Maße bewirkten Schädigung von Grund und Boden. Gerade 
in letzterer Beziehung ſtoßen ja heute Bergbau und Grundbeſitz hart an- 


) Für 1894 ſiehe Nr. 14 des Jahrganges 1897 diefer Zeitſchrift. 


einander, und es iſt leider noch nicht gelungen, eine von allen Intereſſenten 
gewünſchte Löſung der Gegenſätze im Wege eines Geſetzes zu erreichen. 

Auf dem Gebiete der Arbeiterfürſorge iſt die Bergbehörde direct 
auf die Mitwirkung der politiſchen Verwaltung angewieſen, da die Berg- 
behörde nur in beſchränktem Maße unmittelbar eingreifen kann. Aus 
dieſem Grunde iſt es auch wünſchenswerth, daß die Thätigkeitsberichte 
der Bergbehörden eine über die Fachkreiſe hinausreichende Verbreitung 
finden mögen. 

Der vorliegende Bericht, welcher in Anordnung des Stoffes und 
Umfang dem für das Jahr 1894 veröffeutlichten gleich iſt, euthält im 
Anhange (J) die Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 17. October 
1895, mittelſt welcher der Inſpectionsdienſt der Bergbehörden endgiltig 
organiſirt wird, und welche nunmehr an Stelle der Verordnung vom 
2. Mai 1892 tritt. Die neue Inſtruction umfaßt in ſachgemäßer Weiſe 
das ganze Arbeitsgebiet der Bergbehörden in knapper überſichtlicher Form 
und bietet bei richtiger Handhabung die volle Gewähr, daß dieſes wichtige 
Gebiet ſtaatlicher Fürſorge, das ja auch die öffentliche Meinung wieder⸗ 
holt lebhaft befchäftigte, die nothwendige Pflege findet. Die Ausgeſtaltung 
des Status der Bergbehörden ermöglicht es, eigene Beamte mit dem 
Inſpectionsdienſt zu betrauen, welche in dieſer Sphäre die Thätigkeit der 
Revierbergämter ergänzen und controliren. Durch die Einführung einer 
praktiſchen Ausbildung nach Abſolvirung der Studien iſt auch dieſem 
Wunſche der öffentlichen Meinung Rechnung getragen worden. 


I. Handhabung der Bergpolizei. 


Der bergbehördlichen Aufſicht unterſtehen 1105 Betriebe mit 
157.450 Arbeitern. Auf die“ entfallen 2287 Inſpectionen, mithin im 
Durchſchnitte zwei auf jeden Zetrieb. Von dieſen Inſpectionen wurden 
4 vom Ackerbauminiſterium ect beſorgt, 171 durch Delegirte der Berg- 
hauptmannſchaften durchgeführ, die übrigen 2112 entfallen auf die Nevier- 
bergämter. Je nach der Eutwicklung, welche der Bergbau in den einzelnen 
Revieren erfahren, nach der Schwierigkeit der bergbaulichen Verhältniſſe — 
Schlagwetter, Gefahr von Waſſereinbrüchen — vertheilen ſich die Inſpec⸗ 
tionen derart, daß in einzelnen Revieren die Bergbaue durch die Beamten 
des Revierbergamtes ſelbſt 4 —5mal im Jahre inſpicirt wurden, in anderen 
entſprechend weniger. Das Jahr 1895 brachte keine beſonderen Vorfälle und 
hat ſich dementſprechend auch der laufende Dienſt auf die Beobachtung 
der Durchführung der erlafſene ! Vorſchriften über die Sicherheit des 
Abbaues, der Förderung, ſowie äber die Wetterführung beſchränkt. Her⸗ 
vorzuheben iſt jedoch die Thätigkeit jener Enquéte, welche ſämmtliche 
Kohlenbergbaue des Oſtrau-Kau diner Revieres eingehend unterſuchte. 
Dieſe Enquéte war unter Leitung der Bergbehörde thätig, aus hervor⸗ 
ragenden Fachmännern zuſammengeſetzt, und hat einen eingehenden Be— 
richt verfaßt, welcher als Anhang II einen ſehr werthvollen Beſtandtheil 
des letzten Thätigkeitsberichtes bildet. 

Auch in anderen Revieren wurden von den Bergbehörden externe 
Fachmänner berufen, ſobald die beſonderen Verhältniſſe eine eingehende 
gemeinſame Erhebung als nothweſidig oder wünſchenswerth erſcheinen 
ließen. Der laufende Dienſt zeigt, aß in großen Bergbauen, ſpeciell in 
Kohlenbergbauen, die großen Auslagen, welche für die Sicherheit der 


Arbeit in den letzten Jahren aufgewendet wurden, ſich als wirkſam er- 
wieſen, daß aber allerdings eine dauernde ſtrenge Aufmerkſamkeit und 
Ueberwachung nöthig iſt, damit auch feitens des Perſonales alle Vor- 
ſichten eingehalten werden. Ungünſtiges wird wie in den Vorjahren 
von den galiziſchen Erdwachsgruben berichtet. Hier wird nur die rück— 
ſichtsloſeſte Strenge Ordnung ſchaffen können und es wird die Allge— 
meinheit derlei einſchneidende Maßregeln, welche ergriffen werden, um die 
ſelbſtſüchtige Rückſichtslofigkeit zu bekämpfen, gewiß billigen. 


II. Ueberwachung der Arbeiterverhältniſſe. 


Eine der ſchwierigſten Aufgaben, welche heute der politiſchen Ver— 
waltung überhaupt geſtellt ſind, iſt die Ueberwachung der Arbeiterver— 
hältniſſe. Sie wird es in dem Maße mehr, als öffentliche Intereſſen und 
Betriebe in Frage kommen, deren ungeſtörter Beſtand für die Allgemein— 
heit von beſonderer Bedeutung iſt. Dasſelbe gilt in vorwiegendem Maße 
für die Thätigkeit der Bergbehörden auf dem Gebiete der Ueberwachung 
der Arbeiterverhältniſſe. Die Bergarbeiter haben in der Eigenart ihres 
Berufes lange Zeit eine Sonderſtellung unter den Arbeitern einge— 
nommen. War ihnen auch die Organiſation gerade infolge ihrer unter 
gemeinſamer Gefahr betriebenen Arbeit ſchon ſeit jeher bekannt, ſo haben 
ſie doch, dank der frühen Entwicklung der Arbeiterfürſorge auf dieſem 
Productionsgebiete, lauge den engeren Verband der einzelnen Knappſchaft 
den allgemeinen Arbeiterverbänden vorgezogen. Dementſprechend beſtand 
auch noch lange ein auf gegenſeitiges Vertrauen gegründetes Verhältniß 
zum Arbeitgeber. Dieſe Zuſtände, die vielleicht für das wahre Wohl der 
Arbeiterſchaft vielfach nicht ungünſtig waren, haben den ſocialpolitiſchen 
Umgeſtaltungen nicht Stand gehalten, und ſo ſteht heute auch die Berg— 
behörde nur zu häufig zwiſchen Claſſengegenſätzen, deren Löſung erſt dann 
gefunden werden kann, wenn das Bewußtſein gegenſeitiger Pflichten wirk— 
lich allgemein geworden ſein wird. Auch die Bergbaugenoſſenſchaften, ſo 
gut ſie gedacht ſind, werden daran kaum viel ändern. Es kann den Berg— 
behörden gewiß das Zeugniß ausgeſtellt werden, daß ſie allen Klagen 
eine gründliche Unterſuchung widmen, und daß ſie beſtrebt ſind, foweit 
möglich dem im Arbeitsvertrage ſchwächeren Theil zur Seite zu ſtehen. 
Daß ſie dabei auch nicht ſelten in die Lage kommen, die äußeren Ein⸗ 
flüſſe, die ſich gegen die wahren Intereſſen der Arbeiter geltend machen, 
zu charakteriſiren, zeigt von lobenswerther Objectivität. 

Der Bergbau in Oeſterreich befindet ſich ja mit Rückſicht auf die 
internationale Concurrenz vielfach in keiner beneidenswerthen Lage, und 
enge iſt die Grenze, die ihn von der Ertragsloſigkeit treunt; hier muß 
das Wünſchenswerthe vom Erreichbaren auseinandergehalten werden. Für 
das Wohlbefinden iſt nicht die Höhe des Einkommens, ſondern die Wirth- 
ſchaftlichkeit und die Zufriedenheit mit einem auch beſcheidenen Los nicht 
ſelten ausſchlaggebend. So ſcheiden ſich auch die Bergarbeiter in Oeſter⸗ 
reich in zwei Gruppen, in ſolche, welche bei aufſtrebenden günſtig ſituirten 
Bergbauen bedienſtet und die in der Lage find, die Conjunctur für ſich 
auszunützen, und in ſolche, welche mit dem Bergbau, dem ſie angehören, 
eine ſchwierige Situation durchkämpfen müſſen. 

In all dieſen Fällen die richtige Haltung zu bewahren, mit Takt 
und wahrem Wohlwollen vorzugehen, iſt und war ſtets eine Aufgabe der 
Bergbehörden, der ſie ſich auch immer, treu dem Berufe, der fürwahr 
kein leichter iſt, unterzogen haben. 

Wenn wir hier auch Schattenſeiten berühren, ſo geſchieht es, um 
die competenten Kreiſe auf dieſelben aufmerkſam zu machen und die Noth- 
wendigkeit ihrer Mitwirkung zu kennzeichnen. Im letzten Berichte ſagten 
wir, daß die Berichte der Bergbehörden eine Gefahr, welche die Arbeiter- 
ſchaft mancher Reviere — beſonders Galizien — bedroht, nur ſtreifen, 
ohne ſie zu nennen, die Brantweinpeſt. Die vorliegenden Berichte ſprechen 
ſich darüber deutlicher aus. Es iſt ein düſteres Bild, das der Bericht des 
Revierbergamtes Stanislau in dieſer Beziehung uns aufrollt. Es heißt 
daſelbſt: 

„Der Revierbeamte kann nicht unterlaſſen, au dieſer Stelle auf 
die demoraliſirende Wirkung der vielen Schnapsbuden hinzuweiſen. Manche 
Erdwachsgrubenbeſitzer ſind Propinationspächter und ſchänken Schnaps in 
unmittelbarer Nähe ihrer Gruben aus. Bei einem Braunkohlenbergbaue 
hat ſich ein Propinationspächter in unmittelbarer Nähe des Hauptſchachtes 
etablirt; die gegen dieſen Schank ſeitens der Grubenverwaltung ergriffenen 
Beſchwerden führen zu keinem Reſultate; der Schnaps wird weiter ge⸗ 
ſchänkt und die Arbeiter vertrinken weiter ihr Geld.“ 

Unſere heutige Zeit iſt es nicht gewohnt, auf Grundlage der Selbit- 
hilfe die Abſtellung ſocialer Uebelſtände zu erhoffen. Man wird daher 
auch ſolchen Gefahren, wie ſie hier geſchildert werden, heute auf andere 
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Weiſe beikommen müſſen, will man geordnete Zuſtände, oder die Grund— 
lage der Selbſthilfe, die Hebung der Arbeiterſchaft, die unter ſolchen 
äußeren Bedingungen lebt, herbeiführen. 

Daß hier die Bergbehörden allein nichts erzielen können, iſt gewiß; 
um fo dringender iſt es die Pflicht aller anderen betheiligten Factoreu, 
hier einzugreifen und vorerſt jene Hinderniſſe wegzuräumen, welche einer 
Geſundung der Verhältniſſe entgegenſtehen. 


Alittheilungen aus der Praxis. 


Für die den Gemeinden gebührende Vergütung für die Erhaltung 

der gepflaſterten Durchfahrtsſtrecken der ärartichen Straßen kommen 

(uach dem Maßſtabe des Aufwandes für einen blos chauſſeemäßigen 

Zuſtand in der Art der auſtoßenden Staatsſtraßen) uur die Koſten 

der eigentlichen Straßeuerhaltung, nicht auch die Koſten der ſonſtigen 
Straßeu verwaltung überhaupt zu veranſchlagen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. October 1897 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage der Stadtgemeinde 
Troppau durch den Bürgermeiſter, Advocaten Dr. Emil Rochowauski, 
de praes. 17. Mai 1897, Z. 155 R. G., wider die k. k. Regierung auf 
Erhöhung der der Gemeinde für die Erhaltung der Durchfahrtsſtrecken 
ärariſcher Straßen gebührende Vergütung aus dem Straßenfonde ſeit 
dem Jahre 1871 zu Recht erkannt: Die Klage der Stadtgemeinde 
Troppau dle praes. 17. Mai 1897, Z. 155 R. G., mit dem Begehren, 
zu erkennen, die k. k. Regierung ſei ſchuldig, die Berechnung der der 
Stadtgemeinde Troppau für die Erhaltung der gepflaſterten Durchfahrts⸗ 
ſtrecken der ärariſchen Straßen Troppau-Olbersdorf und Troppau⸗-Hof⸗ 
Katharein aus dem Straßenfonde gebührenden jährlichen Vergütung im 
Sinne des Hofkanzleidecretes vom 26. September 1835, Z. 24.127, 
nach dem für die Erhaltung der anſtoßenden offenen Staatsſtraßen er- 
forderlichen Geſammtaufwande vorzunehmen, d. h. nicht blos die Auslagen 
fiir die Schotterbeſchaffung, Handlanger⸗ und Einräumer⸗Löhne und die 
Koſten der Bauzeugs⸗Anſchaffungen, ſondern auch den Gehalt und das 
Reiſepauſchale des Wegmeiſters, einen Gehaltsantheil und das Reiſe— 
pauſchale des Bezirksingenieurs, ſowie den Zins für die zur Auf: 
bewahrung der Straßenwerkzeuge beſtimmten Räumlichkeiten in Anrech⸗ 
nung zu bringen; hienach die jährlichen Vergütungen für die Beitrags- 
perioden 1871/1875, 1876/1880, 1881/1885, 1886/1890, 1891/1895 
und 1896/1900 neu zu bemeſſen, beziehungsweiſe zu ergänzen; und 
bezüglich der bereits abgelaufenen Jahre ſeit 1871 den Unterſchied 
zwiſchen den thatſächlich geleiſteten und den neu feſtgeſtellten Vergütungs- 
beiträgen an die Stadtgemeinde Troppau nachzuzahlen, wird abge⸗ 
wieſen. 

Gründe: Die Landeshauptſtadt Troppau hat die gepflaſterten 
Durchfahrtsſtrecken zweier ärariſcher Straßen, und zwar der Troppau— 
Olbersdorfer und der Troppau-Hof⸗Kathareiner Straße zu erhalten, 
wofür der Gemeinde zufolge Hofkanzleidecretes vom 26. September 1835, 
3. 24.127, polit. Geſ.⸗Samml. Bd. 63, Nr. 158, eine jährliche Ver⸗ 
gütung aus dem Straßenfonde in jenem Betrage gebührt, welchen die 
Erhaltung der Durchfahrtsſtraßen bei einem blos chaufſeemäßigen Zuſtande 
nach dem Beiſpiele der anſtoßenden offenen Staatsſtraßen koſten würde. 
Dieſe jährliche Vergütung, deren Ermittlung durch die ſtaatlichen Bau— 
behörden jedesmal für eine fünfjährige Periode erfolgt, iſt jedoch bisher 
niemals in jener Höhe berechnet worden, welche die Gemeinde nach dem 
citirten Hofkanzleidecrete zu fordern ſich für berechtigt erachtet. Die 
Stadtgemeinde Troppau hat deshalb gegen die Berechnung der Vergütung 
wiederholt Vorſtellungen und Beſchwerden eingebracht, jedoch ohne Erfolg. 
Anläßlich der Feſtſtellung des Straßenerhaltungsbeitrages für die Periode 
1886/1890 wurde die Angelegenheit bis an den k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshof verfolgt, welcher ſich aber mit dem Erkenntniſſe vom 23. Mai 
1887, Z. 1142, zur Entſcheidung für incompetent erklärte. Da nun bei 
der Berechnung der Straßenerhaltungsbeiträge für die Periode 1891/1895 
und ebenſo für die laufende Periode 1896/1900 nach der Anſchauung 
der Stadtgemeinde Troppau abermals nur ein Theil der thatſächlichen 
Straßenerhaltungskoſten in Anſchlag gebracht wurde, fo hat der Troppauer 
Gemeinderath am 26. Auguſt 1896 beſchloſſen, über den Umfang der 
in Rede ſtehenden Verpflichtung der k. k Regierung die Entſcheidung des 
k. k. Reichsgerichtes einzuholen und hiebei die Forderung nach Erhöhung 
der Straßenerhaltungsbeiträge auch auf die verfloſſenen Beitragsperioden 
1871/1895 zurückzubeziehen. 


Infolge deſſen führt die Stadtgemeinde Troppau Klage mit folgender 
Begründung: 

Die jährlichen Vergütungen für die Erhaltung der Durchfahrts— 
ſtrecken der Aerarialſtraßen in Troppau wurden mit folgenden Beträgen 
feſtgeſtellt: 

Für die Periode 1871/1875 mit dem Erlaſſe der k. k. ſchleſiſchen 
Landesregierung vom 10. Mai 1871, Z. 2928, mit dem Geſaumt⸗ 
betrage von 459 fl. 49 kr.; für die Periode 1876/1880 mit dem 
Erlaſſe derſelben vom 22. Juli 1877, Z. 3542, mit 1051 fl. 51 kr.; 
für die Periode 1881—1885 mit dem Erlaſſe derſelben vom 2. Juli 
1881, 3.5875, mit zuſammen 835 fl. 61 kr.; für die Periode 
1886/1890 mit dem Erlaſſe derſelben vom 28. April 1886, 3. 4705, 
mit zuſammen 477 fl. 53 kr.; für die Periode 1891/1895 laut der Er- 
ledigungen des Baudepartements der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung 
vom 29. Auguſt 1891, Z. 102 und vom 8. September 1891, Z. 149, 
mit zuſammen 508 fl. 55 kr.; endlich für die laufende Periode 
1896/1900 laut der Erledigungen des Baudepartements der k. k. ſchleſi— 
ſchen Landesregierung vom 2. November 1896, Z. 215 und vom 13. No⸗ 
vember 1896, Z. 308, mit dem Geſammtbetrage von 609 fl. 5 kr. 

Was die Berechnung dieſer Vergütungen betrifft, ſo wurde für 
die Periode 1871/1875 das Elaborat über die Straßenerhaltungskoſten, 
nach welchen die Aerarialbeiträge für die Durchfahrtsſtrecken bemeſſen 
werden, der Stadtgemeinde Troppau überhaupt nicht mitgetheilt. Das 
Elaborat für die Periode 1876/1880 erhielt die Gemeinde zur Einſicht 
zugeſtellt, und da in dieſem nur das Schottererforderniß und die Hand⸗ 
langerlöhne als Straßenerhaltungskoſten in Anfchlag gebracht waren, fo 
iſt anzunehmen, daß auch in der vorangegangenen Periode nur dieſe 
beiden Factoren der Berechnung zu Grunde gelegt worden ſind. Erſt 
über die gegen die Bemeſſung der Aerarialbeiträge für die Periode 
1876/1880 von der Stadtgemeinde Troppau eingebrachte Vorſtellung wurde 
laut der Verſtändigung der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung vom 11. Auguſt 
1881, Z. 7559, mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des Innern 
verfügt, daß nicht nur die Auslagen für die Schotterbeſchaffung und für 
Handlanger, ſondern auch die Einräumerlöhne, die Koſten ſür die Bau⸗ 
zeugsanſchaffung und für die Kothverführung, inſoferne dieſe an der 
anſtoßenden, im Freien liegenden Aerarialſtraße ftattfindet, in Rechnung 
zu nehmen ſind. Dementſprechend erfolgte die Richtigſtellung der Be⸗ 
meſſung für die Periode 1876, 1880 und wurden auch ſeither die Berech⸗ 
nungsgrundlagen für die Feſtſtellung der Aerarialbeiträge im Sinne jenes 
Miniſterialerlaſſes verfaßt, wobei nur die Koſten der Kothverführung 
ſeit 1886 außer Betracht blieben, da die Kothverführung den Gemeinden 
aus ortspolizeilichen Rückſichten ohne Anſpruch auf ein Entgelt obliegt. 
Durch die Anrechnung der eben erwähnten Auslagen wird jedoch nach 
Anſicht der Stadtgemeinde der Verpflichtung der k. k. Regierung zur 
Schadloshaltung der die Durchfahrtsſtrecken erhaltenden Gemeinden nicht 
in vollem Umfange entſprochen. Das Hofdecret vom 26. September 1835, 
Z. 24.127, beſtimmt, wie ſchon erwähnt, daß den Gemeinden für die 
Erhaltung der gepflaſterten Durchfahrtsſtrecken ärariſcher Straßen die 
Vergütung aus dem Straßenfonde in jenem Betrage gebührt, welchen 
die Durchfahrtsſtraßen in einem blos chauſſeemäßigen Zuſtande nach dem 
Beiſpiele der anſtoßenden offenen Staatsſtraßen koſten würden; nur 
rückſichtlich der Auslagen für die Wegführung des von der Fahrbahn 
abgeräumten oder aus den Seitengräben ausgehobenen Kothes und rück— 
ſichtlich der Auslagen für die Schneeabräumung iſt eine Ausnahme feſt⸗ 
geſtellt. Es ſteht ſomit den Gemeinden für ſolche gepflasterte Durchfahrts⸗ 
ſtrecken der Auſpruch auf den vollen Erſatz des Geſammtaufwandes zu, 
welchen das Aerar — abgeſehen von der Koth- und Schneeabſuhr — 
zur Erhaltung der angrenzenden Theile dieſer Straßen (für das Ein— 
heitsmaß berechnet) machen muß. Die Ausgaben für Schotter, Einräumer⸗ 
löhne, Hilfsarbeiter und Werkzeuge bilden uun nach der Anſicht der Stadt- 
gemeinde Troppau nicht den Geſammtaufwand der Straßenerhallung. Denn 
es bedarf zur Beſorgung der Straßenerhaltung noch der erforderlichen Auf- 
ſichtsorgane, welche auch thatſächlich von der k. k. Regierung beſtimmt find. 
Es beſteht beim k. k. Bezirksbauamte für die ärariſchen Straßen als 
unmittelbares Aufſichtsorgan für die Straßenpflege ein Wegmeiſter, deſſen 
Gehalt und Reiſepauſchale ausſchließlich unter den Titel der Straßen⸗ 
erhaltung fällt; ferner hat der k. k. Bezirksingenieur den größeren Theil 
ſeiner Arbeitskraft dem öffentlichen Straßendienſte zu widmen und iſt 
fein Reifepauſchale uur für Zwecke der Straßenverwaltung beſtimmt. 
Ueberdies kommen in Betracht die dem k. k. Bezirksbauamte zugewieſenen 
Räumlichkeiten, die Beheizung derſelben, die Amts⸗ und Kanzleierforder⸗ 
niſſe, Zeichnenrequifiten, Meßinſtrumente u. ſ. w., wofür alljährlich 


Koſten erwachſen, welche zum großen Theile der Straßenpflege angerechnet 
werden müſſen, endlich iſt auch der Miethzins der Räume zur Auf- 
bewahrung der für die Straßenerhaltung beſtimmten Werkzeuge in An⸗ 
ſchlag zu bringen. Su die Berechnung des Geſammt-Erhaltungsaufwandes 
der ärariſchen Straßen iſt alſo nach Anſicht der Klägerin auch der Gehalt 
und das Reiſepauſchale des Wegmeiſters, ein entſprechender Gehalts— 
antheil und das Reiſepauſchale des Bezirksingenieurs, dann ein Autheil 
am Kanzlei⸗ und Anıtserfordernifje des Wegmeiſters und des Ingenieurs, 
ſowie der Zins für die Räumlichkeiten zur Aufbewahrung der Straßen- 
werkzeuge einzubeziehen. Alle dieſe Factoren ſind jedoch bei Bemeſſung 
der der Gemeinde Troppau gebührenden Aerarialvergütung für die Er— 
haltung der ſtaatlichen Durchfahrtsſtraßen ſeit jeher unberückſichtigt ge— 
blieben, wodurch der Gemeinde materieller Schaden erwachſen iſt. In 
welchen Beträgen dieſe Vergütung richtig zu leiſten war und iſt, vermag 
die Stadtgemeinde Troppau allein nicht zu beſtimmen, da ihr die hiezu 
erforderlichen Anhaltspunkte fehlen und nach dem Hofkanzleideerete vo m 
26. September 1835, Z. 24.127, die Berechnung den ſtaatlichen Bau— 
behörden zuſteht. Die Stadtgemeinde Troppau iſt daher nicht in der Lage, 
ihre Forderung ziffermäßig zu beſtimmen, es handelt ſich daher vor— 
liegend nur darum, feſtzuſtellen, daß es der k. k. Regierung obliegt, die 
Beitragsberechnungen ſeit dem Jahre 1871, ſeit welcher Zeit eine Ver— 
jährung des Forderungsanſpruches noch nicht eingetreten iſt, entſprechend 
zu berichtigen und hienach die Schadloshaltung für die verfloſſenen 
Jahre zu leiſten. 

Demgemäß wird das im Enunciate wörtlich angeführte Begehren 
geſtellt. 

In der Gegenſchrift des k. k. Miniſteriums des Innern wird 
ausgeführt: 

Nach den Beſtimmungen des Hofkanzleidecretes vom 26. September 
1835, 3 24.127, hat der Straßenfond die Koſten der Herſtellung oder 
Erhaltung der ärariſchen Durchfahrtsſtraßen nur in dem Betrage zu 
leiſten, welcher für die Herſtellung oder Erhaltung der dicht an die 
Durchfahrtsſtrecke anſtoßenden und im Freien befindlichen ärarifchen 
Straßen entfällt. Dieſe allgemeine Beſtimmung (Punkt 2 des Hofkanzlei⸗ 
decretes) wird noch durch die Anordnung (Punkt 3) ergänzt, daß ganz 
gepflaſterte Durchfahrtsſtrecken den Gemeinden zur eigenen Beſorgung 
überlaſſen werden, und denſelben aus dem Straßenfonde die Vergütung 
nur in jenem Betrage jährlich erfolgt wird, welchen die Durchfahrts- 
ſtraßen in einem blos chauſſeemäßigen Zuſtande nach dem Beiſpiele der 
anſtoßenden offenen Staatsſtraßen koſten würden. Für die Berechnung 
der der Gemeinde Troppau zu leiſtenden Vergütung für die Erhaltung 
derartiger gepflaſterter Durchfahrtsſtrecken werden ſeit dem Jahre 1876 
auf Grund der mit dem Erlafſe des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 19. Jänner 1877, Z. 11.876, im Sinne des vorcitirten Hofkanzlei⸗ 
decretes erfolgten Feſtſtellung die Koſten der Schotterbeiſtellung, die 
Löhnungen der Straßeneinräumer und Hilfstaglöhner, die Auslagen für 
die Bauzeugsanſchaffung und ſür die Kothverführung, — inſoferne für 
letztere auf den anſtoßenden freien Reichsſtraßen überhaupt Auslagen 
erwachſen und dieſelbe nicht ohnehin in die ortspolizeiliche Verpflichtung 
der Gemeinde fällt — in Anſchlag gebracht, mithin alle jene Auslagen, 
welche fi) auf die eigentliche Erhaltung der Straßen beziehen und 
auf den betreffenden Strecken auch thatſächlich zum großen Theile zu 
Laſten der erhaltenden Gemeinde fallen. Die Stadtgemeinde Troppau 
will aber auch noch andere, von ihr ſpecificirte Auslagen in Aunſchlag 
gebracht haben, und zwar ſolche, welche ſich einerſeits, wie der Gehalt, 
das Pauſchale u. ſ. w. des Bezirksingenieurs und Straßenmeiſters — 
im Gegenſatze zu den früher beſprochenen Koſten — nicht unmittelbar 
auf die eigentliche Straßen erhaltung, ſondern auf die den genannten 
Functionären unter anderem obliegende Aufſicht und Controle der 
Straßenpflege und Verwaltung überhaupt beziehen und welche anderer- 
ſeits einſchließlich der erwähnten Miethzinsauslagen nicht die erhaltende 
Gemeinde, ſondern ausſchließlich die Staatsverwaltung belaſten. Aus 
dieſer Gegenüberſtellung beider vorerwähnten Kategorien von Straßen 
auslagen ergebe ſich, daß die vorliegende Klage unbegründet ſei. Das 
citirte Hofkanzleidecret ſpricht, abgeſehen von den hier nicht in Betracht 
kommenden Koſten der Straßenherſtellung, nur von jenen der 
Straßenerhaltung und von einer Vergütung dieſer Koſten ſeitens 
des Straßenſondes. Mithin erſcheinen durch den Wortlaut der Verord— 
nung alle jene Auslagen ausgeſchloſſen, welche ſich nicht unmittelbar auf 
die der Gemeinde übertragene Erhaltung der Straßen-Durchfahrtsſtrecken 
beziehen, und es ſei an keiner Stelle dieſer Verordnung auch nur au— 
gedeutet, daß bei der Berechnung auch Koſten zu veranſchlagen ſind, 


welche ſich auf die Aufſicht, Controle und Verwaltung der ärariſchen 
Straßen überhaupt beziehen. Dies ſei auch ſelbſtverſtändlich, da es ſich 
diesfalls um Auslagen handle, welche auf jeden Fall, ob die betreffende 
Durchfahrtsſtrecke von der Gemeinde erhalten wird oder nicht, ausſchließ⸗ 
lich vom Staate getragen werden und deren Einbeziehung in die Be— 
rechnung ſchon durch den Ausdruck „Vergütung“ ausgeſchloſſen ſei, 
denn der Staat könne der Gemeinde nicht etwas vergüten, was ſie für ihn 
gar nicht ausgelegt hat. Auch bezüglich jener ärariſchen Straßenſtrecken, 
welche von den Gemeinden erhalten werden, obliegt dem Bezirksingenienr 
und dem Straßenmeiſter die Beaufſichtigung und Controle der Straßen— 
pflege, und auch für dieſe Strecke wird ihnen das Reiſepauſchale 
vom Staate ausgefolgt. Demnach erwachſe dem Aerar aus der 
Erhaltung der Durchfahrtsſtrecken durch die Gemeinden bezüglich der 
fraglichen Gehalte und Reiſepauſchalien, ſowie der Amts- und Kanzlei— 
erforderniſſe keinerlei Erſparniß. Aber auch in den Miethzinſen für die 
zur Aufbewahrung der Werkzeuge beſtimmten Räumlichkeiten trete durch 
den Umſtand, daß einzelne Straßenſtrecken nicht von dem Aerar, ſondern 
von den Gemeinden erhalten werden, keine Aenderung zu Gunſten der 
Reichsſtraßen-Verwaltung ein, weil dieſe Zinſe nicht nach den Straßen— 
längen, welche den einzelnen Einräumern zugetheilt ſind, oder nach der 
Stückzahl der dieſen anvertrauten Werkzeuge bemeſſen werden, ſondern 
in fixen, für alle ſchleſiſchen Straßeneinräumer gleich hohen Beträgen 
beſtehen. 

Hienach wird um Abweiſung der Klage gebeten. 

Das k. k. Reichsgericht pflichtet bezüglich der Auslegung der Be— 
ſtimmungen des mehrfach eitirten Hofkanzleidecretes vom 26. September 
1835, Z. 24.127, der Auffaſſung des k. k. Miniſteriums des Innern bei. 

Die Richtigkeit derſelben ergibt ſich insbeſondere aus den Be— 
ſtimmungen des zweiten Abſatzes des Punktes 3 des fraglichen Hofkanzlei⸗ 
decretes, wonach im Falle der Vernachläſſigung der gehörigen Erhaltung 
der Pflaſterung feitens der Gemeinde die Pflaſterung von der ärariſchen 
Straßenverwaltung beſorgt und der dafür entfallende Koſtenbetrag von 
der Gemeinde für den Straßenfond eingebracht werden ſoll. 

Ohne dem Wortlaute und Sinne dieſer Beſtimmung Zwang an⸗ 
zuthun, können unter die Koſten der Pflaſterung einer ſolchen Straßen⸗ 
durchfahrtsſtrecke nicht auch die Koſten der den ſtaatlichen Baubehörden 
über das geſammte Straßenweſen obliegenden Oberaufſicht gerechnet 
werden. 

Dieſe Auffaſſung wird ferner durch die Beſtimmungen des 
Punktes 4 jenes Hofkanzleidecretes unterſtützt, da die eben erwähnte Ober⸗ 
aufſicht in den Ueberſchlägen über die Conſtructionsart der Durchfahrts— 
ſtrecke nicht wohl einen Platz zu finden hat, was ſich aus der Erläute— 
rungsvorſchrift des Hofkanzleidecretes vom 24. November 1836, polit. 
Geſ.⸗Samml. Band 64, Nr. 150, ergibt. 

Demgemäß erſcheint der vorliegende Klageanſpruch unbegründet, 
weshalb derſelbe abzuweiſen iſt. (Erkenntniß des k. k. Neichsgerichtes vom 
19. October 1897, Z. 332.) 


Die Wiederherſtellung eines wegen ſeines Zweckes aufgelösten Ver⸗ 
eines iſt nicht zuläſſig, daher die Unterſagung der Bildung eines 
eine derartige Wiederherſtellung bezielenden Vereines gerechtfertigt. 


Das Vorhaben der Wiederherſtellung wird als vorhanden erachtet, 
wenn in Rückſicht auf die Identität der Statuten, das Eingreifen 
derſelben Perſonen und auf geoffenbarte Abſichten kein Zweifel 
darüber obwalten kann, daß der neu zu bildende Verein dieſelben 
Tendenzen verfolgen ſollte, wie der aufgelöste Verein.“) 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. October 1897 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 18. Mai 
1897, 3. 157 R. G., des Anton Artbauer, Eiſenbahnbeamten in Wien, 
als Proponenten des Vereines „Verband der Beamten, Hilfsbeamten 
und Unterbeamten der öſterreichiſchen Eiſenbahnen“ durch Dr. Guſtav 
Harpner, wider die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
22. April 1897, Z. 11.595, wegen Verletzung des durch die Verfaſſung 
gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, zu Recht erkannt: 

Durch die Eütſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
22. April 1897, Z. 11.595, hat eine Verletzung des durch die Ver—⸗ 
faſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, nicht 
stattgefunden. 


*) M. vergl. Erk. d. R. G. v. 12. Juli 1897, 3. 227 in Nr. 40 des Jahrg. 
1897 dieſer Zeitſchrift. 
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Gründe: Mit dem Erlaſſe des k. k. Minifterimms des Innern 
vom 22. April 1897, 3. 11.595, wurde die Bildung des von Anton 
Artbauer in Verbindung mit mehreren anderen Proponenten proponirten 
Vereines „Verband der Beamten, Hilfsbeamten und Unterbeamten der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen“ nach Inhalt der am 13. April 1897 bei 
dem genannten Miniſterium eingebrachten Statuten auf Grund des § 6 
des Geſetzes vom 15. November 1867, R G. Bl. Nr. 134, unterſagt, 
weil hiedurch die Wiederherſtellung des mit dem Erlaſſe des k, k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 13. März 1897, 3. 1690, auf Grund der 
SS 24 und 6 des vorcitirten Geſetzes aufgelösten gleichnamigen Vereines 
bezweckt wird, dieſe Vereinsbildung ſich ſonach als mit den ſtaatlichen 
Intereſſen nicht vereinbar darſtellt. Durch dieſen Erlaß erachtet ſich 
Anton Artbauer in feinem durch die Verfaſſung gewährleiſteten poli- 
tiſchen Rechte, Vereine zu bilden, verletzt und ergreift er daher gegen 
dieſen Erlaß die Beſchwerde an das k. k. Reichsgericht. 

In derſelben wird geltend gemacht: I. Nach § 6 des Vereins— 
geſetzes kann die Bildung eines Vereines wohl unterſagt werden, wenn 
derſelbe ſtaatsgefährlich iſt; den phraſenhaften, verſchwommenen, 
alles und daher wiederum nichts beſagenden Ausdruck „mit den ſtaat— 
lichen Intereſſen nicht vereinbar“ kennt aber das Vereinsgeſetz nicht — 
und eine Unterſagung der Bildung eines Vereines, welche den letzteren 
nicht als ſtaatsgefährlich zu bezeichnen vermag, ſondern nur als 
„mit den ſtaatlichen Intereſfen nicht vereinbar“ hinſtellt, erſcheint von 
vorneherein als geſetzwidrig. II. Nach S 6 des Vereinsgeſetzes kann 
eine Vereinsbildung unterſagt werden, wenn der proponirte Verein nach 
ſeiner Einrichtung oder ſeinem Zwecke ſtaatsgefährlich iſt. 

Im vorliegenden Falle ſoll der „mit den ſtaatlichen Intereſſen 
nicht vereinbare“ Zweck darin liegen, daß durch den proponirten Verein 
„die Wiederherſtellung des auf Grund der SS 24 und 6 Vereinsgeſetz 
mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des Innern de dto. 13. März 
1897, Z. 1690, aufgelösten gleichnamigen Vereins bezweckt wird.“ In⸗ 
ſoweit der angefochtene Erlaß beſagen will, daß der proponirte Verein 
„mit den ſtaatlichen Intereſſen unvereinbar“ iſt, weil er die Wieder⸗ 
herſtellung eines Vereines bezweckt, welcher ſelbſt als mit den 
ſtaatlichen Intereſſen unvereinbar befunden und des⸗ 
halb aufgelöst wurde, ſo muß zunächſt gefragt werden, was das 
k. k. Miniſterium unter der Wiederherſtellung eines Vereines verſteht, 
und womit es ſeine Annahme, daß der proponirte Verein eine ſolche 
„Wiederherſtellung“ bezwecke, begründet? 

Allein abgeſehen davon, muß daran feſtgehalten werden, daß ſich 
die Begründung des angefochtenen Erlaſſes von vorneherein als unzu— 
läſſig darſtellt. Wenn damit das Miniſterium beſagen wollte, daß der 
proponirte Verein ebenſo wie der aufgelöste Verein 
nach ſeiner Einrichtung oder ſeinem Zwecke ſtaatsgefähr— 
lich ſei, dann konnte es den proponirten Verein unterſagen, weil er 
eben ſeinem Zwecke nach ſtaatsgefährlich fei, und brauchte nicht die Phraſe 
von einer „Wiederherſtellung des aufgelösten Vereines“ zu gebrauchen. 
Daß es dies letztere dennoch that, läßt ſich nur damit erklären, daß das 
k. k. Miniſterium nicht im Mindeſten begründen kann, inwieferne der 
proponirte Verein ſeinem Zwecke nach ſtaatsgefährlich ſein ſoll und daher 
auf einem Umwege beſagen wollte, der proponirte Verein, reſpective 
deſſen Zweck oder Einrichtung ſei aus demſelben Grunde ſtaatsgefährlich, 
wie Zweck oder Einrichtung des aufgelösten Vereines. Nun iſt der in 
Rede ſtehende Verein nicht aufgelöst worden, weil er ſich ſeinem Zwecke 
oder feiner Einrichtung nach als geſetz- oder rechtswidrig oder ſtaats⸗ 
gefährlich darſtellte, ſondern nur wegen gewiſſer Vorgänge (Theilnahme 
an Congreſfen ꝛc.), in welchen die Staatsbehörde eine ſtaatsgefährliche 
Tendenz erblickte. Die Berufung auf dieſe Vereinsauflöſung kann alſo 
nichts beſagen, weil ſie aus Gründen erſolgte, welche nichts mit 
dem Zweck oder der Einrichtung des aufgelösten Ver— 
eines zu thun haben und welche der Natur der Sache nach auf den 
proponirten Verein nicht Anwendung finden können. Die Thatſache allein, 
daß ein Verein dasſelbe Statut hat wie ein aufgelöster Verein, kann 
die Unterſagung des erſteren nicht begründen, umſoweniger, wenn die 
Auflöſung nicht aus im Vereinsſtatute gelegenen Urſachen erfolgte. 

Sonach wird die Bitte geſtellt zu erkennen: 

Durch den angefochtenen Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern 
habe eine Verletzung des dem Beſchwerdeſührer durch die Verfaſſung ge 
währleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, ſtattgefunden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung winde ſeitens des Vertreters 
des k. k. Miniſterinms des Junern geltend gemacht: Daß es ſich um 


denſelben Verein handle, welcher mit dem Minifterial-Erlafje vom 13. März 
1897, 3. 1690, aufgelöst wurde, ergebe ſich ſchon aus den gleichen 
Statuten und überdies aus den Aeußerungen in den der Auflöſung 
nachgefolgten Verſammlungen von Eiſenbahnbedienſteten und in deren 
Zeitungsorganen, welche das zweifellos erkennen laſſen. Die Auflöſung 
des fraglichen Vereines ſei aber wegen deſſen Staatsgefährlichkeit er folgt und 
hierin ſei auch die Unterſagung der beabſichtigten Neubildung begründet. 

Der Vertreter des Beſchwerdeführers beſtritt die Richtigkeit dieſer 
Ausführungen; eine „Wiederherſtellung“ eines aufgelösten Vereines gebe 
es gar nicht. Das k. k. Miniſterium des Innern habe ſich nicht auf den 
Rechtsftandpunkt geſtellt, ſondern habe den Standpunkt bloßer Opportunität 
eingenommen. Dies ſei umſo bedenklicher, als die vorgelegten Statuten 
ganz unverſänglich und dieſe allein für die Beurtheilung des Zweckes 
des neu zu bildenden Vereines maßgebend ſind. Der aufgelöste Verein 
ſei nicht aufgelöst worden, weil er ſchon ſeinem ſtatutariſch ausgedrückten 
Zwecke nach ſtaatsgefährlich war, ſondern nach § 24 des Vereinsgeſetzes 
inſolge ſeiner Betheiligung an Congreſſen u. dergl. Es gehe daher nicht 
an, aus der Gleichheit der Statuten auf die Staatsgefährlichkeit des 
neu zu gründenden Vereines zu ſchließen. Hier liegt noch gar keine 
That vor, es gebe alſo keinen Anhaltspunkt zur Annahme der Staats⸗ 
gefährlichkeit des Zweckes des proponirten Vereines. 

Das k. k. Reichsgericht vermag die vorliegende Beſchwerde nicht 
als begründet anzuerkennen. 

Mit Rückſicht darauf, daß die Unterſagung der Bildung des vor- 
liegend in Frage ſtehenden Vereines auf Grund des 8 6 des Vereins⸗ 
geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, erfolgte, iſt zu 
prüfen, ob eine der Vorausſetzungen dieſes Paragraphen zutreffe, ob 
alſo der durch den proponirten Verein angeſtrebte Zweck ſich als geſetz⸗ 
oder rechtswidrig oder als ſtaatsgefährlich darſtellt, denn dies allein und 
nicht die von dem k. k. Miniſterium des Innern gebrauchte Bezeichnung 
der beabſichtigten Vereinsbildung als einer mit den ſtaatlichen Intereſſen 
nicht vereinbarten iſt von dem k. k. Reichsgerichte bei der Beurtheilung 
der Grundhältigkeit der angefochtenen Unterſagung in Betracht zu ziehen. 

Was nun das vom k. k. Miniſterium des Innern in ſeiner nun 
angefochtenen Entſcheidung citirte Auflöſungserkenntniß vom 13. März 
1897, Z. 1690, betrifft, ſo wurde der gegen dasſelbe ergriffenen 
Beſchwerde mit dem Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes vom 12. Juli 
1897, Z. 222 R. G., keine Folge gegeben, und zwar aus dem Grunde, 


weil bezüglich des aufgelösten Vereines „Verband der Beamten, Hilfs⸗ 


beamten und Unterbeamten der öſterreichiſchen Eiſenbahnen“ der Fall 
eingetreten iſt, daß er mit Rückſicht auf die Rechtswidrigkeit und 
Staatsgefährlichkeit ſeiner Beſtrebungen den Bedingungen ſeines 
rechtlichen Beſtandes nicht mehr entſpricht. 

Daß es nicht zuläſſig iſt, einen aus dem eben angeführten Grunde 
aufgelösten Verein wieder herzuſtellen, bedarf keiner näheren Begründung, 
da ja der Vorwurf der Rechtswidrigkeit und Staatsgefährlichkeit des 
Zweckes auch den neu proponirten Verein trifft und hierin gemäß 8 6 
des Vereinsgeſetzes die Unterſagung der beabſichtigten Vereinsbildung 
ihre Rechtfertigung findet. ; 

Was aber die Frage der Wiederherſtellung des aufgelösten Vereines 
durch den neu proponirten Verein betrifft, ſo muß dieſe bei unbefangener 
Würdigung der Sachlage bejaht werden, wenn die unbeſtrittene Identität 
der Statuten des proponirten Vereines mit dem aufgelösten Vereine 
gleichen Namens und überdies insbeſondere berückſichtigt wird, daß die 
beabſichtigte Vereinsbildung nicht blos von Perſonen ausgeht, welche 
dem Ausſchuſſe des aufgelösten Vereines angehörten, ſondern, daß auch 
darüber kein Zweifel obwalten kann, daß der neu zu bildende Verein 
diefelben Tendenzen verfolgen ſollte, wie der aufgelöste Verein. 

Dies ergibt ſich daraus, daß in den ſeither ſtattgefundenen Ver— 
ſammlungen der Eiſenbahnbedienſteten, ſo auch in der von dem Proponenten 
des Vereines einberufenen und von ihm geleiteten vom 18. Mai 1897 und 
in den denſelben naheſtehenden Zeitungen unumwunden davon geſprochen 
wurde, wieder eine ebenſolche Organiſation zu bilden, wie ſie der hier 
in Frage ſtehende aufgelöste Verein und die übrigen aufgelösten Vereine 
der Eiſenbahnbedienſteten — deren Solidarität in dem Erkenntniſſe des 
k. k. Reichsgerichtes vom 12. Juli 1897, Z. 222 R. G., anerkannt 
wurde — bezweckten. 

. Hieraus ergibt ſich — auch ganz abgeſehen von der den mannig⸗ 
fachſten Beſtrebungen Raum gebenden Faſſung der Vereinsſtatuten — 
die Grundloſigkeit der vorliegenden Beſchwerde. 

(Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes vom 18. Oct. 1897, Z. 330.) 


Die Ausweiſe der Arbeiter⸗Unfallverſicherungsanſtalt über Beitrags⸗ 
rückſtände ſind als von einer nicht öffentlichen Behörde ausgehend 
nicht ſofort vollziehbar. 

Das k. k. Landesgericht in Wien hat mit Beſcheid vom 27. April 
1897, 3. 35.991, dem Geſuche der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalt 
ſür Niederöſterreich in Wien um Einverleibung des executiven Simultan⸗ 
pfandrechtes auf die dem N. gehörigen Realitäten Einl.⸗Z. 3491 und 
3490 des II. Bezirkes in Wien für die Forderung an Beitragsrückſtänden 
im Betrage von 2096 fl. 29 kr. ſammt Nebengebühren keine Folge ge- 
geben, weil der beigebrachte Rückſtandsausweis A für ſich allein ohne 
amtliche Beſtätigung weder als eine öffentliche Urkunde, auf Grund 
welcher die Einverleibung nach § 33, lit. e G. G. bewilligt werden könnte, 
anzuſehen iſt, noch der Fall des § 38, lit. e desſelben Geſetzes des Ein: 
ſchreitens einer öffentlichen Behörde behufs Erwirkung einer Pfandrechts— 
vormerkung vorliegt. 

Dem Recurſe der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalt für Nieder— 
öſterreich in Wien hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit Ver- 
ordnung vom 15. Juni 1897, Z. 8025, keine Folge gegeben und den 
angefochtenen Beſcheid beſtätigt; weil Ausweiſe über rückſtändige öffent: 
liche Abgaben nur dann als vollziehbare öffentliche Urkunden im Sinne 
des § 33, lit. e G. G. anzuſehen find, wenn ſie von der dazu berufenen 
öffentlichen Behörde ausgeſtellt find; weil daher die von der Arbeiter 
Unfallverſicherungsauſtalt ausgeſtellten Ausweiſe über rückſtändige Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge, da dieſer Anſtalt die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Behörde mangelt, zur Vollziehbarkeit der executoriſchen Clauſel des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes, als der politiſchen Behörde, bedürfen, und weil 
bei dem Mangel dieſes Erforderniſſes das Landesgericht Wien das Ge— 
ſuchsbegehren mit Recht abgewieſen hat. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe der Arbeiter-Unfallverſiche⸗ 
rungsanſtalt für Niederöſterreich in Wien hat der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof mit Entſcheidung vom 22. September 1897, Z. 11.396, keine Folge 
zu geben befunden, weil die gleichförmigen untergerichtlichen Erledigungen 
keine Nichtigkeit und auch keine offenbare Ungerechtigkeit erkennen laſſen, 
weil es ſonach an jenen Vorausſetzungen gebricht, welche zu ihrer Auf⸗ 
hebung oder Abänderung nach dem Hofdecrete vom 15. Februar 1833, 
Nr. 2595 J. G. S., erforderlich wären. („Not.⸗Ztg.“) 


Literatur. 


Die neberſchwemmungen, die Aſſanirung der Waſſerläufe und 
das Waſſerrechtsgeſetz. Eine Studie zu der vom n. ö. Landtage beantragten 
Geſetzreviſion von Alfred Graf Alberti de Poja. Wien 1897. Manz’fche k. u. k. 
Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. 

Das an ſich ſowohl in juridiſcher als in volkswirthſchaftlicher Hinſicht 
feſſelnde Gebiet, welches der Verfaſſer in feiner Studie behandelt, erſcheint ange: 
ſichts der enormen Waſſerkataſtrophe, welche im abgelaufenen Sommer beinahe 
über ganz Oeſterreich hereingebrochen iſt, doppelt beachtenswerth. 

Alberti unterzieht ſich der dankenswerthen und intereſſanten Aufgabe, zu 
unterſuchen, ob und inwieweit es durch juriſtiſche Thätigkeit, durch Erlaſſung legis— 
lativer Beſtimmungen möglich ſei, die großen Gefahren elementarer Waſſerkata⸗ 
ſtrophen wenn nicht ganz zu beſeitigen, ſo doch zu verringern, und fußt bei der 
Entwicklung ſeiner Studie auf der durchaus zutreffenden Annahme, daß die in 
den letzten Jahren wiederholt eingetretenen verheerenden Ueberflutungen in vielen 
Fällen nicht auf natürliche Mängel des Waſſerabfluſſes, ſondern auf künſtlich ge: 
ſchaffene Urſachen, insbeſondere auf techniſch verfehlte und rückſichtsloſe Waſſer⸗ 


benützungsanlagen zurückzuführen feien. 


Anknüpfend an eine vom n. ö. Landtage im Jahre 1896 gefaßte Reſolu⸗ 
tion, nach welcher die Regierung aufgefordert wurde, eine Reviſion des n. ö. 
Waſſerrechtsgeſetzes zu veranlaſſen, welche die Möglichkeit bietet, beſtehende Wehren, 
die bei Hochwaſſer eine Ueberflutung der angrenzenden Culturen oder eine Be: 
drohung ganzer Ortſchaften hervorrufen könnten, zu beſeitigen, führt Alberti aus, 
daß ſich dieſe Reſolution innerhalb zu enger Grenzen bewege und daß fallweiſe 
nicht nur an die Beſeitigung von Wehren, ſondern aller jener Waſſer— 
bauten überhaupt geſchritten werden müſſe, welche Ueberſchwemmungen, Ver⸗ 
ſumpfungen oder ſonſt bedrohliche, insbeſondere auch ſanitäre Uebelſtände nach 
ſich ziehen können, wenn nicht zahlreiche, durch das öffentliche Intereſſe gebotene 
Correctionen gefährlicher und Aſſanirungen verunreinigter Waſſerläufe entweder 
ganz vereitelt oder doch in unökonomiſcher Weiſe verthenert und erſchwert wer⸗ 
den ſollen. 


Der Verfaſſer weist nun in knapper, doch wohlbegründeter Weiſe nach, 
daß das n. 5. Waſſerrechtsgeſetz derzeit keine genügende und unanfechtbare Hand⸗ 
habe zur Beſeitigung gemeinſchädlicher Waſſerbenützungsrechte biete, ſondern daß 
das genannte Geſetz zu dieſem Behufe durch Aufnahme geeigneter Expro⸗ 
priationsbeſtimmungen ergänzt werden muſſe. 

Voller Beifall muß dem Autor nun gezollt werden, wenn er ſich in dieſer 
Richtung nicht allein mit der Conſtatirung der Mängel begnügt, ſondern auch 
poſitive Vorſchläge zu deren Behebung erſtattet, und wenn er weiters einer Ne: 
viſion, welche lediglich repreſſive Beſtimmungen enthält, nur einen ſecundären 
Werth zugeſteht und es deshalb als dringend geboten bezeichnet, daß Waſſer—⸗ 
benützungsrechte an öfſentlichen Gewäſſern, insbeſonders Waſſerrechte, welche mit 
gewerblichen Betriebsanlagen verbunden ſind, nach dem Muſter der kärntneriſchen 
Waſſerrechtsgeſetze nicht ein-für allemal, ſondern nur auf beſchränkte Dauer 
oder auf Widerruf verliehen werden ſollen, um die heute nur zu oft ein: 
tretenden Fälle zu vermeiden, daß techniſch veraltete, oft gar nicht aus— 
genützte Werke der Allgemeinheit zur Gefahr und dem ſtrebſamen 
Induſtriellen zum Hinderniſſe werden. 

Alberti weist ferner auf die Gefahren hin, welche mit der Einengung der 
Hochwaſſerproftle vieler Waſſerläufe durch Vegetation verbunden find, und erklärt 
es als wünſchenswerth, daß auch dieſe Frage in der zu erlaſſenden Geſetznovelle 
poſitiv geregelt werde; ebenſo nothwendig erachtet es der Verfaſſer, den vom Mini⸗ 
ſterium organiſirten Pegelbeobachtungs- und Hochwaſſer-Meldedienſt entſprechend 
auszugeſtalten und das Functieniren dieſes Apparates durch geſetzliche obliga⸗ 
toriſche Grundlagen zu ſichern. 

Schließlich möge nicht unerwähnt bleiben, daß Albert! gleich einer in 
jüngſter Zeit erſchienenen hydrotechniſch waſſerrechtlichen Studie aus der Feder 
eines unſerer hervorragendſten Hydrotechniker“) auf die beſondere Gefähr— 
lichkeit der feſten Ueberfallswehren und auf die eminenten Vorzüge 
des Erſatzes dieſer veralteten Type durch bewegliche Wehren aufmerkſam macht. 

Die Anregungen des Verfaſſers, welcher ſich nicht nur als gründlich ae: 
bildeter Juriſt, ſondern als auch ein einſichtsvoller, die wirthſchaftlichen und hygieni⸗ 
ſchen Seiten der Waſſergeſezgebung ebenſo wie die Fortſchritte der hydrotechniſchen 
Wiſſenſchaft würdigender und die einſchlägige Literatur beherrſchender Verwaltungs⸗ 
beamter zeigt, find geeignet, nicht nur das Intereſſe, ſondern auch den Beifall 
aller Freunde des Waſſerrechtes, insbeſonders aber jener Stellen zu finden, welche 
die von Alberti berührten Mängel des n. ö. Landesgeſetzes, fei es in Ausübung 
ämtlicher Functionen, ſei es in Verfolgung privatrechtlicher, insbeſonders auf die 
beſſere Ausnützung vorhandener Waſſerkräfte gerichteter Abſichten, ſelbſt empfun⸗ 
den haben. 

Die vorliegende Studie, welche ſich auch durch feſſelnde, ſtellenweiſe bilder— 
reiche Sprache auszeichnet, dürfte demnach einen werthvollen Beitrag zu der be— 
abſichtigten Reviſion des n d. Waſſerrechtes bilden und läßt den Wunſch äußern, 
daß der Autor in ſeiner auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes fo erſprießlich 
begonnenen literariſchen Thätigkeit fortfahren möge. A. Fiſcher. 


Not iz. 


(Sprachenfrage bei Verſammlungen in Preußen.) Die Frage, 
ob eine Verſammlung unterſagt, beziehungsweiſe aufgelöst werden kann, weil 
dieſelbe in einer Sprache geführt wird, welche den Organen der Ueberwachungs⸗ 
behörde nicht eigen iſt, hat jüngſt auch das preußiſche Oberverwaltungsgericht 
beſchäftigt. Dasſelbe hat in der Streitfrage, ob der Gebrauch der polniſchen 
Sprache in Verſammlungen einen Auflöſungsgrund abgibt oder nicht, feinen 
Spruch gefällt. Seine Entſcheidung lautet conform dem ſchon vor 21 Jahren von 
ihm vertretenen Standpunkt dahin, daß der Gebrauch der polniſchen Sprache in 
Verſammlungen kein Auflöſungsgrund iſt. Die Entſcheidung it den betheiligten 
Parteien, dem Regierungspräſidenten in Oppeln als Beklagten und dem Berg⸗ 
mann Dabrowski in Rozbark als Kläger zugeſtellt worden. Das Urtheil lautet: 
Der Gebrauch der polniſchen Sprache könne auch dann nicht als Grund zur Auf 
löſung einer Verſammlung gelten, wenn der Polizeibehörde ſolche Beamte nicht 
zur Verfügung ſtehen, welche der polniſchen Sprache mächtig ſeien. Das Ober⸗ 
verwaltungsgericht halte auch jetzt an dem Grundſatz feſt, welcher in einem Urtheil 
vom 26. September 1876 ausgeſprochen wurde, wonach entſprechend der Con⸗ 
ſlitution den polniſchen Bürgern erlaubt ſei, in Verſammlungen in polniſcher 
Sprache zu debattiren. Die Verfügung des Amtsvorſtehers in Wieſzowo, durch 
welche eine polniſche Verſammlung nur deshalb aufgelöst worden ſei, weil in 
derſelben polniſch geſprochen wurde und welche vom Landrath und ſodann vom 
Regierungspräſidenten in Oppeln beſtätigt worden ſei, widerſpreche dem Geſetze 
und werde ſomit aufgehoben. 

) Die Regulirung der Thaya und ihr Einfluß auf die Abflußverhältniſſe 
5 dhe und der Donau von Alfred Ritter Weber von Ebenhof, Wien 1897, 
Waldheim. 
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Perſonalien. 


Se. Maj. haben dem Legat-⸗Rathe I. Kategorie Johann Markgrafen 
v. Ballavieini den Tit. u. Char. eines a. o. Geſandten und bevollur. 
Miniſters verliehen N ) | 

Se. Maj. haben dem Mlin.Rathe im Min. des Innern Dr. Ferdinand 
Freiherrn Pascotini-Juriskovich v. Hagendorf auläßlich deſſen Bent. 
den Tit. u. Char. eines Sections⸗Chefs verliehen. 

Se. Maj. haben dem Sections-Rath im Min. des Innern Romuald 
Iszkowski zum Min. ⸗Rathe ernannt. b 

Se. Maj haben den Senats⸗Räthen im Handelsmin. Dr. Manſuct Koſel 
und Mar v. Zerboni⸗Spoſetti den Tit. u. Char. eines Min.⸗Rathes verliehen. 

Se. Maj. haben dem Präſidenten der Polizei-Direction in Wien Franz 
Ritter v. Stejskal anläßlich deſſen Penſ. die A. h. Anerkennung bekannt 
geben laſſen. ui, 

Se. Maj. haben dem Hofrath Johaun Habrda zum Präſidenten der 
Polizei-Direction in Wien und den ee Kath Dr. Hans v. Friebeis 
zum Hofrathe bei dieſer Polizei-Direction ernannt. 1 

Se. Maj. 2 925 Statth. Rath der galiz. Statth. Dr. Julius Klee⸗ 
berg und den Oberlandesgerichts-Rath in Brünn Dr. Joſef Ritter b. Heiterer⸗ 
Schaller zu Näthen des Verw.⸗Gerichtshofes ernannt. a N 

Se. Maj haben dem Statth.⸗Rathe Ferd. R. v. Raimann in Wien 
anläßlich deſſen Penſ. den Tit. u. Char. eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Se. Maj. haben den beim Finanzmin. in Verwendung ſtehenden Ober⸗ 
finanzrath Theodor Eglauer zum Sections⸗Rathe daſelbſt ernannt. 

Se. Maj. haben die Bezirkshauptmänner Wilhelm Ritter Worzikowski 
v. Kundratitz und Auguſt Ritter v. Baumgarten zu Statth.-Räthen der 
Statth. in Brünn ernannt. a 3 

Se. Maj. haben den Bezirkshauptmann Adam Grafen Romer in 
Neutitſchein den Tit. u. Char. eines Statth.⸗Rathes tarfrei verliehen. 

Se. Maj. haben den Aich-Oberinſpectoren Ferdinand Kohler in Wien 
und Karl Brand in Brünn anläßlich deren Penſ. die A. h. Zufriedenheit 
bekannt geben laſſen. 

Se. Maj. haben den Aichmeiſter Vincenz Smolik in Prag ad personam 
zum Aichinſpector in der 8. R.-Cl. ernannt und dem Aichmeiſter Franz Maly 
in Wien den Tit. u. Char. eines Aichinſpectors verliehen. 

Se. Maj. haben dem Rechnungs⸗Revidenten bei der Land⸗Reg. in Troppau 
Jakob Donath das gold. V.⸗Kr. m. d. Kr. verliehen. 

Se. Maj haben dem Oberingenieur des Staatsbaudienſtes in Oberöſterr. 
Julius Ullmann den Tit. u. Char. eines Baurathes tarfrei verliehen. 

Der Reichs-Finanzmin. hat den Rechnungsrath Johann Pälfy zum 
Oberrechnungsrathe ernannt. “ 

Der Reichs ⸗Finanzmin. hat den Kanzlei⸗Official 1. Cl. Ignaz Gunda 
zum hierämtlichen Directions⸗Adjuncten ernannt. 

Der Min.⸗Präfident als Leiter des Min. des Innern hat den Ingenieur 
Emil Hlaſek zum Oberingenieur und die Bauadjuncten Hugo Schwab, Alois 
Drahorad, Jaroslav Heller und Rudolf Sponar zu Ingenieuren des 
Staatsbaudienſtes in Böhmen ernannt. | 

Der Min.⸗Präſident als Leiter des Min. des Innern hat den Bezirks⸗ 
Obercommiſſär Joſef Marinkovie zum Statth.Secretär in Dalmatien ernannt. 

Der Min.⸗Präſident als Leiter des Min. des Innern hat den Baus 
adjuncten Thaddäus R. v. Koſſowski zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt 
in der Bukowina ernannt. 

Der Finanzmin. hat die Finanzcommiſſäre Alfred Gottlob Simon und 
Dr. Alois Jahn, ſowie den Min-Concipiſten Dr. Ferd. Seeliger zu Min. 
Viceſecretären im Finanzmin. ernannt. 

Der Finanzmin. hat den Finanzwach⸗Oberinſpector 2. Cl. Karl R. von 
Brojatſch zum Finanzwach-Oberinſpector 1. Cl. in der 7. R.⸗Cl. in Trieſt 
ernannt. 

Der Finanzmin. hat die Finanzeoncipiſten Dr. Karl Gaube und Dr. Oskar 
Wollheim zu Min.⸗Concipiſten im Finanzmin. ernannt. . 

Der Finanzniin. hat den Finanzwach-Obercommiſſär 2. Cl. Joſef Gold⸗ 
bacher zum Finanzwach-Obercommiſſär 1. Cl. in Tirol ernannt 

Der Finanzmin. hat die Goidenzhaltungs⸗Obergeometer 2. Cl. Anton 
Wagner, Joh. Mrazek, Joh. Auguſta, Thomas v. Lanner, Karl v. Cor⸗ 
nelli, Joh. Wenclu und Joſef Zadrazil zu Evidenzhaltungs⸗Obergeometern 
1. Cl. in der 8. R.⸗Cl. ernannt. 7 r 6 

Der Handelsmin. hat den Aichmeiſter Emil Machek in Brünn zum Aich— 
inſpector für Mähren und Schleſien ernannt. . 1 

Das Präſidium der k. k. n.5. Finanz⸗Landes⸗Direction hat die Finanz⸗ 
concipiſten Johann Tonazolli, Dr. Johann Wollenik, Dr. Friedrich Clemens 
Bauſe, Dr. Joſef Kock und Dr. Paul Edlen v. Möraus zu Steuer⸗ 
Inſpectoren ernannt. „ in e 5 % 

Das Präſidium der n.5. Finanz- Landesdirection hat den Aſſiſtenten Joh. 
La godzie zum Official und den Finanzwach⸗Aufſeher Wenzel Quaiſſer zunt 
Aſſiſtenten beim Central⸗Stempelamte in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Vermeſſungsbeamtenſtelle im lithographiſchen Inſtitute des Grund⸗ 
ſteuercataſters in Wien bis 25. Jänner (Amtsbl. Nr. 301). 


r Hiezu für dic P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 1 und 2 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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